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Der Kanton Basel-Stadt kämpft seit Jahren um einen Ausgleich der Staatsrechnung, die Reduktion 
der Staatsquote und eine Senkung der Staatsverschuldung - und dies unter Konkurrenzdruck 
bezüglich Steuerhöhe. Die dringend notwendige Sanierung der Pensionskasse Basel-Stadt wird 
die diesbezüglichen Kennzahlen nochmals massiv verschlechtern. 

Ebenfalls wehren wir uns mit Nachdruck gegen die Versuchung, die Staatsrechnung auf Kosten 
der Investitionen auszugleichen, sondern fordern eine nachhaltige Gesundung der Staatsfinanzen. 

Wir anerkennen die im Rahmen des A&L Programms erzielten Einsparungen. Doch dies genügt 
nicht. Wir müssen in den nächsten Jahren konsequent staatliche Strukturen hinterfragen und die 
Staatstätigkeit auf diejenigen Aktivitäten konzentrieren, die der Steuerzahler vom Staat erwartet 
und die nicht durch Dritte effizienter und kostengünstiger erbracht werden können. 

Im Zuge der Schaffung eines Präsidialamtes sind Regierung und Verwaltung beauftragt, die 
bestehenden Strukturen neu zu organisieren. Dadurch ergibt sich eine ausgezeichnete 
Gelegenheit zu prüfen, welche Dienstleistungen vom Staat selber und welche Dienstleistungen 
von privater Seite erbracht werden sollte. Zudem ist dies der Zeitpunkt, konsequent die Effizienz 
der Verwaltung mittels moderner Instrumente zu fördern und alle Synergien zu nutzen. Obschon 
mit dem Programm Aufgaben &. Leistungen ein Anfang gemacht wurde, sind die Unterzeichneten 
der Meinung, dass dieses Hinterfragen viel grundsätzlicher angegangen werden sollte, um damit 
den Teufelskreis zwischen Defizitwirtschaft, Verschuldung und steigender Staatsquote zu 
durchbrechen. 

Das folgende Beispiel soll unser Anliegen erläutern: Verschiedene Abteilungen im Finanz- und im 
Baudepartement beschäftigen sich mit der Verwaltung von Immobilien (Finanz- und 
Verwaltungsvermögen) sowie mit der Detailplanung von Bauprojekten. Diese Dienstleistungen sind 
heutzutage professionell und unter Konkurrenz am freien Markt erhältlich. Eine Verwaltungsreform 
mit Effizienzanalyse könnte solche Potentiale lokalisieren und deren Umsetzung realisieren. 

Wir bitten den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, ob ein Projekt „Verwaltungsreform" in 
Angriff genommen werden kann und soll. 

 Helmut Hersberger, Christophe Haller, Rolf von Aarburg, Conradin Cramer, 
 Daniel Stolz, Sebastian Frehner 


